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Einlassung bezog sich dieses Handeltreiben auf die Gesamt-
menge des im Februar und Juli 2012 sichergestellten Rausch-
gifts. Es schloss also die Drogenmenge ein, die Gegenstand
der Verurteilung durch das Strafgericht Nr. 3 in Malaga v.
03.04.2013 war. Auch die Verabredung zum Weitertransport
des von der spanischen Polizei auf dem Grundst�ck des An-
gekl. aufgefunden Rauschgifts nach Deutschland und damit
zu seiner Einfuhr war bereits getroffen. Die teilweise Identi-
t�t des Rauschgifts, auf das sich die beiden Verurteilungen
bezogen, h�tte eine objektive Verbindung der zu beurteilen-
den Handlungen begr�ndet (vgl. EuGH NStZ 2008, 164
[165] f�r den Fall, dass den rechtswidrigen Taten in zwei
Vertragsstaaten ganz oder teilweise dieselben Gewinne aus
dem Drogenhandel zugrundeliegen). Der sp�tere auf der
Festnahme der Kurierin beruhende Verzicht auf die ur-
spr�nglich geplante zweite Lieferfahrt nach Hamburg k�nnte
diese Verbindung nicht aufl�sen. Denn das Handeltreiben
bezog sich auf die gesamte Rauschgiftmenge; ein der »Orga-
nisation« der Anlieferung des Rauschgifts nachfolgendes Ge-
schehen k�nnte daran nichts mehr �ndern.

[14] 3. Ob danach ein Verfahrenshindernis vorliegt, hat das
Revisionsgericht zwar grunds�tzlich selbst aufgrund der ge-
troffenen oder von ihm noch weiter zu treffenden erg�nzen-
den Feststellungen und des Akteninhalts zu entscheiden. Es
ist ihm aber nicht verwehrt, die Sache zur Nachholung feh-
lender Feststellungen an das Tatgericht zur�ckzuverweisen.
Dazu besteht insbes. dann Anlass, wenn die Ermittlung der
maßgebenden Tatsachen eine Beweisaufnahme wie in der
tatgerichtlichen Hauptverhandlung erforderlich machen
w�rde (BGH, Beschl. v. 18.11.2015 – 4 StR 76/15,
NStZ-RR 2016, 42 [43] [= StV 2017, 85]). Entsprechendes
gilt, wenn die Feststellung eines Verfahrenshindernisses von
der W�rdigung der vom Tatgericht erhobenen Beweise ab-
h�ngt. Denn diese ist zumindest dann, wenn sie untrennbar
mit den Feststellungen zur Schuldfrage verbunden ist, Sache
des Tatgerichts und liegt in dessen Verantwortung (vgl. BGH,
Urt. v. 19.10.2010 – 1 StR 266/10, BGHSt 56, 6 [10]; v.
04.07.2018 – 5 StR 650/17, StraFo 2019, 17 [19]).

[15] So verh�lt es sich hier. Das LG hat die auf das Vorliegen
eines Verfahrenshindernisses hinweisende Einlassung des An-
gekl. im Ermittlungsverfahren nicht beweisw�rdigend in den
Blick genommen. Die f�r die Frage eines Verstoßes gegen
Art. 54 SD� maßgebliche Beurteilung ihrer Glaubhaftigkeit
ist dem Senat versagt. [...]

�bersetzung eines Urteils
GVG § 187 Abs. 2 S. 1; GG Art. 3, 103 Abs. 1; EMRK Art. 6;
AEUV Art 267

1. Entscheidet ein Vorsitzender am Bundesgerichtshof,
dass eine rechtskr�ftige Senatsentscheidung nicht �ber-
setzt wird, kann hiergegen die Entscheidung des Gerichts
eingeholt werden.

2. Ein Anspruch auf �bersetzung eines rechtskr�ftigen
Urteils des Bundesgerichtshofs besteht grunds�tzlich
nicht. (amtl. Leits�tze)

BGH, Beschl. v. 13.09.2018 – 1 StR 320/17 (LG T�bingen)*

Aus den Gr�nden: [1] I. Das LG hat gegen den Verurteilten – ei-
nen litauischen Staatsb�rger – wegen unerlaubten Handeltreibens

mit Btm in nicht geringer Menge in Tateinheit mit Anstiftung zur
unerlaubten Einfuhr von Btm in nicht geringer Menge auf eine
Freiheitsstrafe von 5 J. 3 M. erkannt. Seine hiergegen gerichtete
Revision hat der Senat durch Urt. v. 07.12.2017 verworfen. Nach
Bekanntgabe der schriftlichen Urteilsgr�nde hat die RAin des Ver-
urteilten um Mitteilung gebeten, wann mit der Zustellung einer
litauischen �bersetzung des »Beschl« zu rechnen sei. Daraufhin ist
ihr auf Veranlassung des Senatsvors. mitgeteilt worden, dass weder
eine �bersetzung noch eine Zustellung des Urt. vorgesehen seien.
Durch Schriftsatz v. 29.01.2018 hat sie hiergegen »vorsorglich
Rechtsbehelf« eingelegt.

[2] Sie ist der Auffassung, auch das rechtskr�ftige Urt. sei zu �ber-
setzen. Ein solcher Anspruch ergebe sich aus § 187 GVG bei euro-
parechtskonformer Anwendung bzw. unmittelbar aus Art. 3 Abs. 2
der Richtlinie 2010/64/EU des Europ�ischen Parlaments und des
Rates v. 20.10.2010. Schließlich erwachse ein Anspruch auf �ber-
setzung jedenfalls aus Art. 3 GG, dem Grundsatz des fairen Verfah-
rens nach Art. 6 EMRK oder dem Anspruch auf rechtliches Geh�r
gem. Art. 103 Abs. 1 GG. Soweit der Senat die Veranlassung einer
�bersetzung dennoch nicht f�r erforderlich halte, bestehe eine Vor-
lagepflicht nach Art. 267 AEUV.

[3] II. Der Senat ist zur Entscheidung berufen.

[4] F�r § 187 GVG ist anerkannt, dass die Entscheidung, ob
eine schriftliche �bersetzung des vollst�ndig abgefassten Urt.
anzufertigen und dem Angekl. zu �bermitteln ist, in die Zu-
st�ndigkeit des mit der Sache befassten Gerichts f�llt (BGH,
Beschl. v. 22.01.2018 – 4 StR 506/17 Rn. 3 [= StV 2018,
433 [Ls]]; OLG Hamburg, Beschl. v. 06.12.2013 – 2 Ws
253/13, wistra 2014, 158 [= StV 2014, 534]; Meyer-Goßner/
Schmitt-StPO, 61. Aufl. 2018, § 187 GVG Rn. 1a). Wegen
der mit Urteilserlass eingetretenen Rechtskraft ist der Senat
mit der Sache aber nicht mehr befasst, was grds. zur Beendi-
gung seiner Zust�ndigkeit f�r Folgeentscheidungen f�hrt
(vgl. nur § 478 Abs. 1 S. 1 StPO). F�r die vorliegende Kon-
stellation muss allerdings Anderes gelten:

[5] 1. Bei der Frage, ob eine Gerichtsentscheidung zu �ber-
setzen ist, handelt es sich um eine Form der Bekanntgabe,
�ber die der Vors. des entscheidenden Gerichts befindet,
wie es sich aus § 36 Abs. 1 S. 1 StPO ergibt. Auch die Pr�-
fung der Voraussetzungen des § 37 Abs. 3 S. 1 StPO i.V.m.
§ 187 Abs. 1 und 2 GVG obliegt als Teil der Zustellungsan-
ordnung dem Vors. (vgl. nur LR-StPO/Graalmann-Scheerer,
27. Aufl. 2006, § 37 Rn. 115). Dies umfasst aber nicht nur
die Annahme der Voraussetzungen, sondern – wie hier ge-
schehen – auch deren Ablehnung. Durch die unterbliebene
Beauftragung einer �bersetzung zu dem Zeitpunkt, zu dem
die schriftlichen Urteilsgr�nde zu den Akten gebracht wor-
den sind, ist durch den Vors. bereits konkludent ein An-
spruch auf �bersetzung verneint worden, was dem Verurteil-
ten auch zeitnah mitgeteilt worden ist. Im Zusammenspiel
mit dem Fehlen einer Zustellungsanordnung – �ber das der
Verurteilte ebenfalls informiert worden ist – hat der Vors.
damit �ber die Art der Bekanntgabe entschieden.

[6] 2. Dem Betroffenen muss ein Rechtsbehelf auf �berpr�-
fung dieser Entscheidung zur Verf�gung stehen.

[7] a) Die Prozessordnung stellt jedoch kein ordentliches
Rechtsmittel zur Verf�gung, sofern die �bersetzung durch
eine Entscheidung des BGH abgelehnt wurde (vgl. zur grds.
Beschwerdef�higkeit OLG Hamburg a.a.O.). Denn gem.
§ 304 Abs. 4 S. 1 StPO ist eine Entscheidung des Vors. eines
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Senats des BGH (vgl. zur Anwendbarkeit dieser Vorschrift
auch auf Entscheidungen des Senatsvors., BGH, Beschl. v.
19.06.2012 – 4 StR 77/12 Rn. 2) nicht mit der Beschwerde
anfechtbar, da es kein �bergeordnetes Gericht gibt.

[8] b) Auch f�r diese Konstellationen muss aber eine Rechts-
schutzm�glichkeit bestehen (vgl. BVerfG, Beschl. v.
30.04.2003 – 1 PBvU 1/02 Rn. 4, BVerfGE 107, 395
[396 f.]). Dies ergibt sich aus dem im Rechtsstaatsprinzip
i.V.m. den Grundrechten verankerten allg. Justizgew�h-
rungsanspruch (vgl. BVerfG a.a.O., Rn. 16, 35 f.,
BVerfGE 107, 395 [407]; Beschl. v. 07.10.2003
– 1 BvR 10/99 Rn. 19 ff., BVerfGE 108, 341 [347] und v.
15.01.2009 – 2 BvR 2044/07 Rn. 66 ff., BVerfGE 122, 248
[270 ff.] [= StV 2010, 497]). Denn das Recht auf Dol-
metschleistungen f�r der Sprache nicht m�chtige Besch. ist
von zentraler Bedeutung f�r die Wahrnehmung von Verfah-
rensrechten, der Anerkennung als Prozesssubjekt und damit
der Gew�hrleistung eines fairen Verfahrens (BVerfG, Beschl.
v. 17.05.1983 – 2 BvR 731/80 Rn. 33 ff., BVerfGE 64, 135
[144 ff.]; EuGH, Urt. v. 15.10.2015 – C-216/14 Rn. 37, 43,
NJW 2016, 303 [304 f.] [= StV 2016, 205]; Erw�gungs-
gr�nde 14 und 17 der Richtlinie 2010/64/EU des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates v. 20.10.2010 �ber das
Recht auf Dolmetschleistungen und �bersetzungen in Straf-
verfahren; vgl. BT-Drs. 17/12578, S. 12; Christl NStZ 2014,
376 ff. m.w.N.). An dem Recht auf ein faires Verfahren sind
diejenigen Beschr�nkungen zu messen, die von den speziel-
len Gew�hrleistungen der grundgesetzlichen Verfahrens-
grundrechte nicht erfasst werden (BVerfG, Beschl. v.
15.01.2009 – 2 BvR 2044/07 Rn. 69, BVerfGE 122, 248
[271] [= StV 2010, 497]). Mithin kann ein Besch. grds.
gem. Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG einen
grundrechtlich gesicherten Anspruch auf �bersetzung haben
(BVerfG, Beschl. v. 17.05.1983 – 2 BvR 731/80 Rn. 33,
BVerfGE 64, 135 [144 f.]), f�r dessen Durchsetzung ihm
eine Rechtsschutzm�glichkeit zur Verf�gung stehen muss.

[9] c) Es w�re aber untunlich, die Entscheidung �ber das
Abhilfeersuchen in Ermangelung eines mit der Sache befass-
ten Gerichts auf die StA zu �bertragen.

[10] Dieser Rechtsschutz kann vielmehr in effektiver und sach-
naher Weise durch eine eigenst�ndige gerichtliche Abhilfem�g-
lichkeit entspr. § 238 Abs. 2 StPO gew�hrleistet werden.

[11] Rechtsschutz gegen Akte eines Richters muss nicht
zwingend zur Befassung einer h�heren Instanz f�hren, es ge-
n�gt, wenn die rechtsstaatlich notwendige Kontrolle des be-
haupteten Verfahrensfehlers anderweitig in hinreichender
Weise gesichert werden kann (BVerfG, Beschl. v. 30.04.2003
– 1 PBvU 1/02 Rn. 40, BVerfGE 107, 395 [408]). Rechts-
schutz kann vielmehr in effektiver Weise durch die Herbei-
f�hrung einer Entscheidung des gesamten Spruchk�rpers ge-
w�hrleistet werden. Damit wird dem Verurteilten die M�g-
lichkeit einger�umt, bei dem letztinstanzlich zust�ndigen
Gericht auf �berpr�fung der Entscheidung des Vors. �ber
die unterlassene �bersetzung zu ersuchen. Ein solcher
Rechtsbehelf f�gt sich in das System strafprozessualen
Rechtsschutzes, da hierdurch – wie in der § 238 Abs. 2
StPO zugrundeliegenden Verfahrenslage – die Verantwort-
lichkeit des gesamten Spruchk�rpers f�r die Rechtsf�rmig-
keit des Verfahrens aktiviert wird (vgl. hierzu BGH, Urt. v.

16.11.2006 – 3 StR 139/06, BGHSt 51, 144 [147] [= StV
2007, 59]; LR-StPO/Becker, 26. Aufl. 2009, § 238 Rn. 2
und 16 m.w.N.; vgl. auch BVerfG a.a.O., Rn. 49, 54).

[12] d) Die Gew�hrung einer solchen Rechtsschutzm�glich-
keit steht auch im Einklang mit der Gew�hrleistung aus
Art. 2 Abs. 5 Hs. 1 der Richtlinie 2010/64/EU des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates v. 20.10.2010 (ABl. der Eu-
rop�ischen Union L 280 v. 26.10.2010), wonach die Mit-
gliedstaaten sicherzustellen haben, dass eine Dolmetschleis-
tungen ablehnende Entscheidung im Einklang mit den nach
einzelstaatlichem Recht vorgesehenen Verfahren angefochten
werden kann.

[13] III. Ein Anspruch auf �bersetzung des letztinstanzli-
chen und rechtskr�ftigen Urt. des BGH besteht nicht.

[14] 1. Es ist bereits durchgreifend zweifelhaft, dass der Ver-
urteilte der deutschen Sprache nicht ausreichend m�chtig ist
und damit �berhaupt Dolmetschleistungen bedarf. Ankn�p-
fend an die Feststellungen des landgerichtlichen Urt. h�lt er
sich schon seit etwa 15 J. durchgehend in Deutschland auf,
seine Lebensgef�hrtin ist Deutsche, er hat engen Kontakt mit
seinen drei minderj�hrigen S�hnen, die Deutsche sind und
in Deutschland leben. Er war in Deutschland berufst�tig und
betrieb nebenberuflich einen Handel mit Baustoffen. F�r
eine ausreichende Beherrschung der deutschen Sprache
spricht auch der Umstand, dass der Verurteilte handschrift-
lich gefertigte, fl�ssig formulierte mehrseitige Eingaben in
deutscher Sprache im Rahmen seiner Verteidigung zur Akte
gereicht hat. Vortrag zur Sprachunkundigkeit l�sst sich sei-
nem Vorbringen zum �bersetzungsbegehren hingegen nicht
entnehmen.

[15] 2. Aber selbst wenn der Verurteilte der deutschen Spra-
che nicht ausreichend m�chtig sein sollte, kann er eine �ber-
setzung des rechtskr�ftigen Urt. nicht verlangen.

[16] a) Ein solcher Anspruch ergibt sich insbes. nicht aus
§ 187 Abs. 2 S. 1 GVG, wonach einem der deutschen Spra-
che nicht m�chtigen Besch. nur nicht rechtskr�ftige Urt. i.d.R.
zu �bersetzen sind.

[17] Diese Fassung der Vorschrift geht auf das Gesetz zur
St�rkung der Verfahrensrechte von Besch. im Strafverfahren
zur�ck, welches am 06.07.2013 in Kraft getreten ist. Damit
wollte der Gesetzgeber die zur Umsetzung der Richtlinie
2010/64/EU des Europ�ischen Parlaments und des Rates
v. 20.10.2010 (ABl. EU L 280 v. 26.10.2010, S. 1–7; im
Folgenden: Richtlinie) erforderlichen Anpassungen vorneh-
men. Nach dieser Fassung ist eine �bersetzung von rechts-
kr�ftigen Urt. ausdr�cklich nicht vorgesehen.

[18] Zwar ist dem Verurteilten darin beizupflichten, dass die
Richtlinie nach dem Wortlaut der deutschen �bersetzung
des Art. 3 Abs. 1 und 2 eine Verpflichtung zur �bersetzung
»jeglicher Urt.« vorsieht, jedoch ist der Gesetzgeber hiervon
f�r zwei Fallkonstellationen bewusst abgewichen, n�mlich
wenn die Entscheidung rechtskr�ftig ist oder die beschuldigte
Person einen Verteidiger hat (BT-Drs. 17/12578, 1, 7). Hier-
zu heißt es in de[r] Begr�ndung zu dem Gesetzentwurf u.a.
(a.a.O., S. 10 f.):

»§ 187 Abs. 2 GVG-E dient der Umsetzung von Art. 3 der Richt-
linie 2010/64/EU, der den Anspruch auf �bersetzung inhaltlich

WKD/StV, 09/2019 #9829 22.08.2019, 11:49 Uhr – vk/jf/sp –
S:/3D/wkd/Zeitschriften/StV/2019_09/wkd_stv_2019_09_Innenteil.3d [S. 596/656] 3

596 StV 9 · 2019



Verfahrensrecht Entscheidungen

konkretisiert. Die Richtlinie sieht in Art. 3 Abs. 1 insbes. vor, dass
von der f�rmlichen Mitteilung der Beschuldigung bis zum rechts-
kr�ftigen Abschluss des Erkenntnisverfahrens alle Unterlagen zu
�bersetzen sind, die mit Blick auf die Wahrnehmung der Verteidi-
gung und die Wahrung des Rechts auf ein faires Verfahren notwen-
dig sind. ...

Eine generelle Verpflichtung zur vollst�ndigen �bersetzung des
Urt., wie sie Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie durch die Formulierung
›jegliches Urt.‹ eindeutig fordert, ist daher dem geltenden Recht
ebenso wie der deutschen Gerichtspraxis fremd. Gleichwohl
schließt die verfassungsgerichtliche Rspr. unter Verweis auf die Ge-
w�hrleistung eines fairen Verfahrens nicht aus, dass ein der deut-
schen Sprache nicht ausreichend m�chtiger Angekl. einen Anspruch
auf �bersetzung in diesem Umfang haben kann, namentlich dann,
wenn er nicht verteidigt ist und ein Rechtsmittel einlegen m�chte.

F�r den wohl praktisch wichtigsten Anwendungsfall der Urteils-
�bersetzung soll bereits im Wortlaut des § 187 Abs. 2 S. 1 GVG-E
durch die Formulierung ›nicht rechtkr�ftige Urt.‹ eine erste wichti-
ge Weichenstellung getroffen werden: Gest�tzt auf den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie 2010/64/EU, die in Art. 1 Abs. 2 auf
den rechtskr�ftigen Abschluss des Verfahrens abstellt, soll eine
Pflicht zur �bersetzung dann nicht bestehen, wenn ein Rechtsmit-
tel dagegen nicht eingelegt wurde.«

[19] Diese Begr�ndung unterstreicht die sich bereits aus dem
Wortlaut ergebende Aussage. Danach hat der Gesetzgeber
den Anspruch auf �bersetzung eines Urt. auf die F�lle be-
schr�nkt, in denen der Besch. auf die Kenntnis des Urt. an-
gewiesen ist, um seine Verfahrensrechte durch Einlegung ei-
nes Rechtsmittels wahrzunehmen. Daran fehlt es bei einem
rechtskr�ftigen Urt., da hiergegen kein Rechtsmittel m�glich
ist.

[20] b) Dem Wortlaut nach schließt § 187 Abs. 2 GVG al-
lerdings nicht aus, auch rechtskr�ftige Urt. durch das Gericht
�bersetzen zu lassen. Der Senat hat deswegen gepr�ft, ob
�ber die nicht abschließend formulierte Aufz�hlung in
§ 187 Abs. 2 S. 1 GVG (vgl. LR-StPO/Krauß, 26. Aufl.
2008, § 187 Rn. 12) hinaus ein Anspruch des Verurteilten
auf �bersetzung bestehen k�nnte, dies aber verneint.

[21] aa) Ein solcher Anspruch l�sst sich entgegen dem Vor-
bringen des Verurteilten nicht aus der Richtlinie ableiten.
Diese erfordert eine schriftliche �bersetzung nur dann,
wenn es zur Aus�bung der strafprozessualen Rechte des Ver-
urteilten erforderlich ist, was auch dem Maßstab des § 187
Abs. 1 S. 1 GVG entspricht. An diesem Erfordernis fehlt es.

[22] (1) Soweit Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie dem Wortlaut nach
»jegliches Urt.« (amtliche englische Fassung: »any judgment«) er-
fasst, bezieht sich dieser Anspruch auf ein bestimmtes Verfahrens-
stadium, er ist damit in zeitlicher und sachlicher Hinsicht begrenzt.
Dies ergibt sich aus Folgendem:

[23] Die Auslegung der Richtlinie unter Ber�cksichtigung ihres Zu-
sammenhangs und der Ziele, die mit ihr verfolgt werden (vgl. zu
diesem Maßstab EuGH, Urt. v. 15.10.2015 – C-216/14, NJW
2016, 303 [304 Rn. 29] [= StV 2016, 205] und v. 21.05.2015
– C-65/14, NJW 2015, 3291 [3293 Rn. 43 m.w.N.]; vgl. zur richt-
linienkonformen Auslegung auch BGH, Urt. v. 05.03.2014
– 2 StR 616/12, NJW 2014, 2595 [2597 Rn. 24 ff.] [= StV 2014,
665]), ergibt zweifelsfrei, dass ein Anspruch auf �bersetzung nur
solange gew�hrleistet werden soll, wie dies zur Wahrnehmung von
Verfahrensrechten erforderlich ist. Die Richtlinie ist auf der Grund-
lage von Art. 82 AEUV erlassen worden, um die gegenseitige Aner-
kennung von Urt. und die polizeiliche und justizielle Zusammen-

arbeit zu erleichtern. Zu diesem Zweck hat der Unionsgesetzgeber
f�r den Schutz der Rechte von verd�chtigen oder beschuldigten
Personen gemeinsame Mindestvorschriften zum Recht auf Dol-
metschleistungen und �bersetzungen i.S.v. elementaren verfahrens-
rechtlichen Gew�hrleistungen vorgesehen (Richtlinie, insb. Erw�-
gungsgr�nde 1, 3, 8, 9; EuGH, Urt. v. 15.10.2015 – C-216/14,
NJW 2016, 303 [304 Rn. 35 f.] [= StV 2016, 205]; Schlussantr�ge
des Generalanwalts v. 07.05.2015 – C-216/14 Rn. 28 ff. [= StV
2016, 205]). Diese Mindestvorschriften sollen gew�hrleisten, dass
es unentgeltliche und angemessene sprachliche Unterst�tzung gibt,
damit verd�chtige oder beschuldigte Personen, die die Sprache des
Strafverfahrens nicht sprechen oder verstehen, ihre Verteidigungs-
rechte in vollem Umfang wahrnehmen k�nnen und ein faires Ver-
fahren gew�hrleistet wird (Richtlinie, insb. Erw�gungsgr�nde 8, 14,
17, 19, 22, 30; EuGH a.a.O., Rn. 37; Urt. v. 12.10.2017
– C-278/16, NJW 2018, 142 [143 Rn. 25]).

[24] (2) Mit Abschluss des Verfahrens, wie hier mit Erlass einer
nicht mehr mit Rechtsmitteln anfechtbaren rechtskr�ftigen Ent-
scheidung, besteht keine M�glichkeit mehr, Verfahrensrechte im
Strafverfahren als Besch. (zur Beschr�nkung auf das Erkenntnisver-
fahren OLG K�ln, Beschl. v. 28.08.2013 – 2 Ws 426/13, StV 2014,
552; vgl. hierzu auch K�hne StV 2014, 553 f.) wahrzunehmen. Der
Zeitraum, f�r den die Gew�hrleistungen der Richtlinie von Rele-
vanz sein k�nnen, ist damit beendet. Eine solche Begrenzung findet
eindeutigen Niederschlag auch in Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie, wo-
nach das Recht auf Dolmetschleistungen und �bersetzungen in
Strafverfahren bis zum Abschluss des Verfahrens gilt, worunter die
endg�ltige Kl�rung der Frage zu verstehen ist, ob die beschuldigte
Person die Straftat begangen hat, ggf. einschließlich der Festlegung
des Strafmaßes und der abschließenden Entscheidung in einem
Rechtsmittelverfahren (vgl. EuGH, Urt. v. 12.10.2017
– C-278/16, NJW 2018, 142 [143 Rn. 26] und v. 09.06.2016
– C-25/15 Rn. 36). Mit der das erstinstanzliche Urt. best�tigenden
rechtskr�ftigen Entscheidung des BGH ist das Strafverfahren abge-
schlossen, die Fragen der Strafbarkeit und des Strafmaßes sind ab-
schließend gekl�rt, das Recht auf Dolmetschleistungen und �ber-
setzungen soll nach der eindeutigen Regelung der Richtlinie keine
Geltung mehr beanspruchen. Dies steht auch im Einklang mit dem
Ziel der Richtlinie, die gegenseitige Anerkennung von Urt. zu er-
leichtern.

[25] (3) Diese Auslegung ist auch aufgrund des Umstands gerecht-
fertigt, dass das Recht auf �bersetzung gem. Art. 3 Abs. 4 der
Richtlinie zum Ziel hat, dass die verd�chtigen oder beschuldigten
Personen wissen, was ihnen zur Last gelegt wird (vgl. EuGH, Urt. v.
15.10.2015 – C-216/14, NJW 2016, 303 [305 Rn. 46] [= StV
2016, 205]). Die Entscheidung des Senats enth�lt insoweit aber le-
diglich eine Zusammenfassung der bestandskr�ftigen Feststellungen
des mit der Entscheidung best�tigten landgerichtlichen Urt. und
keine eigenen Feststellungen.

[26] (4) Auch i.V.m. einem europ�isch gepr�gten Verst�ndnis des
fair-trial-Grundsatzes ergibt sich kein Anspruch auf �bersetzung
eines rechtskr�ftigen Urt. aus der Richtlinie. Durch die Richtlinie
sollen die Gew�hrleistungen aus Art. 6 EMRK bzw. Art. 48 Abs. 2
GRCh geachtet und umgesetzt, bzw. die praktische Anwendung
dieser Rechte erleichtert werden (Richtlinie, Erw�gungsgr�nde 5,
7, 14). F�r die Auslegung und Umsetzung verweist die Richtlinie
auf die Auslegung der in Art. 6 EMRK verb�rgten Rechte durch
den EGMR (Richtlinie, Erw�gungsgr�nde 14 und 33), um die
Rechtsgarantien aus verschiedenen europarechtlichen Quellen zu
harmonisieren (vgl. Christl NStZ 2014, 376 [379 m.w.N.]).

[27] Nach der Rspr. des EGMR besteht ein Anspruch des Besch. auf
�bersetzung solcher Schriftst�cke, auf deren Kenntnis er angewie-
sen ist, um ein faires Verfahren zu haben (EGMR, Urt. v.
28.11.1978 – 6210/73, NJW 1979, 1091 [1092 Rn. 48]). Um
die Anforderungen an ein faires Verfahren zu erf�llen, bedarf es
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danach nicht der schriftlichen �bersetzung jedes Beweises oder je-
den Aktenst�cks, es ist lediglich sicherzustellen, dass der Besch. ver-
stehen kann, was ihm vorgeworfen wird und sich verteidigen kann
(EGMR, Urt. v. 19.12.1989 – 9783/82, EGMR-E 4, 450 [471 ff.]
und v. 19.12.1989 – 10964/84, EGMR-E 4, 438 [446 f.]; vgl. auch
EuGH, Urt. v. 15.10.2015 a.a.O., Rn. 39; Kreicker, in: Sieber
[Hrsg.], Europ�isches Strafrecht, 2. Aufl. 2014, § 51 Rn. 35).

[28] Maßgeblich ist danach, ob der Besch. f�r seine weitere Vertei-
digung auf den Wortlaut der Entscheidung angewiesen ist (EGMR,
Urt. v. 19.12.1989 – 9783/82, EGMR-E 4, 450 [471 ff.]; weitere
Nachweise bei Christl NStZ 2014, 376 [378]). Dies ist aber hier
zweifellos nicht mehr der Fall, da das Strafverfahren rechtskr�ftig
abgeschlossen ist, mithin eine Verteidigung gegen die rechtskr�ftige
Entscheidung nicht mehr m�glich ist. Zumal da der Verurteilte im
Hinblick auf das landgerichtliche Urt. nicht auf den Wortlaut die-
ser Entscheidung angewiesen ist, um zu verstehen, was ihm vorge-
worfen wird.

[29] Hinzu tritt, dass der Verurteilte zwei RAe mit seiner Vertre-
tung beauftragt hat – wobei sich die zweite RAin am 18.12.2017,
mithin nach rechtskr�ftigem Abschluss des Erkenntnisverfahrens
f�r ihn gemeldet hat – mit denen er sein weiteres Vorgehen, insbes.
die Erfolgsaussichten außerordentlicher Rechtsbehelfe abstimmen
kann.

[30] (5) Etwas anderes ergibt sich entgegen dem Vorbringen des
Verurteilten auch nicht unter dem Gesichtspunkt, dass der Verur-
teilte m�glicherweise gegen das Urt. Verfassungsbeschwerde einle-
gen oder das Wiederaufnahmeverfahren beschreiten m�chte. Denn
bei beidem handelt es sich nicht um Rechtsmittel, die gegen das
Urt. des Senats eingelegt werden k�nnten. Insoweit ist von dem
unionsrechtlich gepr�gten Begriff des Rechtsmittels auszugehen,
wonach die Verfassungsbeschwerde ebenso außer Betracht zu blei-
ben hat wie die M�glichkeit des Wiederaufnahmeverfahrens (in
Ehricke-EUV/AEUV/Streinz, 3. Aufl. 2018, Art. 267 Rn. 42; in
Callies/Ruffert-EUV/AEUV/Wegener, 5. Aufl. 2016, Art. 267
Rn. 27 jeweils m.w.N.). Soweit dagegen vereinzelt eingewandt
wird, der Begriff des Rechtsmittelverfahrens in Art. 1 Abs. 2 der
Richtlinie sei nicht in einem technischen Sinne zu verstehen (so
Schneider StV 2015, 379 [380], die ihr divergierendes Verst�ndnis
an der Begrifflichkeit »any appeal« festmacht; vgl. hierzu auch
M�Ko-StPO/Oglakcioglu, 1. Aufl. 2014, § 187 GVG Rn. 47), l�sst
dies sowohl den offenkundigen Gesamtzusammenhang der Vor-
schrift, in welcher der Abschluss des Strafverfahrens als zeitliche
Grenze beschrieben wird (»... until the conclusion of the procee-
dings, which is understood to mean the final determination of
the question whether they have committed the offence, including,
where applicable sentencing and the resolution of any appeal«), als
auch die Ziele der Richtlinie und das herk�mmliche unionsrechtli-
che Verst�ndnis des Begriffs Rechtsmittelverfahren unbeachtet.

[31] Anhaltspunkte daf�r, dass die rechtskundigen Verteidiger ihrer
Aufgabe, die Rechte des Verurteilten wahrzunehmen, nicht gewach-
sen sein k�nnten, wenn nicht der rechtsunkundige Verurteilte in
den Stand gesetzt werde, von sich aus aufgrund eigener Kenntnis
der Urteilsgr�nde Hilfen anzubieten (vgl. BVerfG, Beschl. v.
17.05.1983 – 2 BvR 731/80 Rn. 57, BVerfGE 64, 135 [155];
zum ausnahmsweise berechtigten Interesse des fachkundigen Ange-
kl., vgl. Krauß a.a.O., Rn. 14), sind weder dargetan noch sonst er-
sichtlich.

[32] bb) F�r eine richtlinienkonforme Auslegung des § 187
GVG in dem vom Verurteilten erstrebten Sinne ist nach all-
dem ebenso wenig Raum wie – schon ungeachtet ihrer voll-
st�ndigen Umsetzung in das deutsche Recht – f�r einen An-
spruch auf �bersetzung unmittelbar aus der Richtlinie.

[33] cc) Die von der Verteidigung hilfsweise beantragte Vorlage an
den Gerichtshof der Europ�ischen Union gem. Art. 267 AEUV ist
schon deswegen nicht veranlasst, weil die dargelegte Auslegung der
Richtlinie offenkundig und zweifelsfrei ist (vgl. zum Maßstab
BVerfG, Beschl. v. 09.05.2018 – 2 BvR 37/18 Rn. 26 ff. m.w.N.
und v. 30.08.2010 – 1 BvR 1631/08, NJW 2011, 288 Rn. 47 ff.;
EuGH, Urt. v. 06.10.1982 – Rs 283/81, NJW 1983, 1257 f.; BGH,
Urt. v. 05.03.2014 – 2 StR 616/14 [2 StR 616/12], NJW 2014,
2595 [2598 Rn. 339 m.w.N.] [= StV 2014, 665]).

[34] c) Ein Anspruch auf �bersetzung kann sich auch nicht
aus Art. 103 Abs. 1 GG ergeben. Vom Schutzbereich des
Verfahrensgrundrechts auf rechtliches Geh�r wird die Frage
nicht mehr umgriffen, ob und in welchem Umfang ein der
deutschen Sprache nicht oder nicht hinreichend m�chtiger
Verfahrensbeteiligter einen Anspruch darauf hat, dass das
Gericht ihm �ber einen Dolmetscher oder �bersetzer zur
�berbr�ckung von Verst�ndigungsschwierigkeiten verhilft.
Das Grundgesetz begegnet den aus solchen Verst�ndigungs-
problemen erwachsenden Gef�hrdungen nicht durch
Art. 103 Abs. 1 GG, sondern durch die Gew�hrleistung ei-
nes rechtsstaatlichen, fairen Verfahrens, auf das der im Straf-
verfahren Angekl. gem. Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20
Abs. 3 GG einen grundrechtlich gesicherten Anspruch hat
(BVerfG, Beschl. v. 17.05.1983 – 2 BvR 731/80 Rn. 33,
BVerfGE 64, 135 [144 f.]; vgl. auch BVerfG, Beschl. v.
24.07.2018 – 2 BvR 1961/09).

[35] d) Aber auch aus der Gew�hrleistung eines rechtsstaat-
lichen, fairen Verfahrens folgt bei rechtskr�ftigem Abschluss
des strafrechtlichen Erkenntnisverfahrens kein Anspruch auf
�bersetzung. An dem Recht auf ein faires Verfahren sind
diejenigen Beschr�nkungen zu messen, die von den speziel-
len Gew�hrleistungen der grundgesetzlichen Verfahrens-
grundrechte nicht erfasst werden. Die Bestimmung der ver-
fahrensrechtlichen Befugnisse und Hilfestellungen, die dem
Besch. nach dem Grundsatz des fairen Verfahrens im Einzel-
nen einzur�umen und die Festlegung, wie diese auszugestal-
ten sind, ist in erster Linie dem Gesetzgeber und sodann den
Gerichten bei der ihnen obliegenden Rechtsauslegung und
-anwendung aufgegeben. Eine Verletzung des Rechts auf
ein faires Verfahren liegt erst dann vor, wenn eine Gesamt-
schau auf das Verfahrensrecht – auch in seiner Auslegung
und Anwendung durch die Gerichte – ergibt, dass rechts-
staatlich zwingende Folgerungen nicht gezogen worden
sind oder rechtsstaatlich Unverzichtbares preisgegeben wurde
(BVerfG, Beschl. v. 15.01.2009 – 2 BvR 2044/07 Rn. 69 ff.,
BVerfGE 122, 248 [271 ff. m.w.N.] [= StV 2010, 497]). Das
ist nach den oben dargelegten Erw�gungen (b) nicht der Fall.

[36] e) Der besondere Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 3 GG,
nach dem niemand wegen seiner Sprache benachteiligt oder
bevorzugt werden darf, ist nicht verletzt. Nicht jede Benach-
teiligung oder Bevorzugung reicht f�r eine Verletzung des
Art. 3 Abs. 3 GG aus, vielmehr hat dieses Differenzierungs-
verbot nur die Bedeutung, dass die aufgef�hrte Verschieden-
heit keine rechtlichen, nicht aber auch, dass sie keine sonsti-
gen Wirkungen haben d�rfte. Der Verurteilte wird dadurch,
dass rechtskr�ftige Strafurteile ihm, wie jedermann, nur in
dieser Form schriftlich bekannt gegeben werden, rechtlich
nicht benachteiligt. Denn damit wird seine Sprache nicht
als Ankn�pfungspunkt f�r Rechtsnachteile verwendet. Zum
Ausgleich sprachbedingter Erschwernisse, die im Tats�chli-
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chen auftreten, verpflichtet das Diskriminierungsverbot des
Art. 3 Abs. 3 GG nicht (BVerfG, Beschl. v. 17.05.1983
– 2 BvR 731/80 Rn. 61 ff., BVerfGE 64, 135 [156 f.]).

[37] 3. Darauf, dass der Verurteilte rechtsanwaltlichen Bei-
stand hat, kommtes danach nichtmehr tragendan.Ausgehend
vom abgestuften System in § 187 Abs. 2 GVG
(BT-Drs. 17/12578, 11; Meyer-Goßner/Schmitt, a.a.O., § 187
GVG Rn. 4) ist eine schriftliche �bersetzung regelm�ßig dann
nicht notwendig, wenn der Angekl. verteidigt ist (§ 187 Abs. 2
S. 5 GVG). In diesem Fall wird die effektive Verteidigung des
sprachunkundigen Angekl. schon f�r nicht rechtskr�ftige Urt.
dadurch ausreichend gew�hrleistet, dass der RA das schriftliche
Urt. kennt und der Angekl. die M�glichkeit hat, das Urt. mit
ihm – ggf. unter Hinzuziehung eines Dolmetschers – zu bespre-
chen (BT-Drs.17/12578,12;vgl.BVerfG,Beschl. v.17.05.1983
– 2 BvR 731/80 Rn. 33 ff., BVerfGE 64, 135 [144 ff.]; BGH,
Beschl. v. 22.01.2018 – 4 StR 506/17 Rn. 5 [= StV 2018, 433
[Ls]]; v. 30.11.2017 – 5 StR 455/17, NStZ-RR 2018, 57 [58] [=
StV 2019, 168] und v. 09.02.2017 – StB 2/17, NStZ 2017, 601
[602]; OLG Braunschweig, Beschl. v. 11.05.2016 – 1 Ws 82/16,
Rn. 11; OLG Stuttgart, Beschl. v. 09.01.2014 – 2 StE 2/12,
StV 2014, 536 [537]).

Anmerkung: I. Einf�hrung. In einer immer globaler wer-
denden Gesellschaft sind F�lle, in denen der Beschuldigte
die Gerichtssprache des verfolgenden Landes nicht hinrei-
chend beherrscht, kaum mehr die Ausnahme. Die deshalb
erforderlichen �bersetzungen verkomplizieren und verteu-
ern das Verfahren – ein Effekt, der in Zeiten verknappter
Ressourcen in der Justiz grunds�tzlich nicht willkommen
ist. Entsprechend restriktiv haben sich Gesetzgeber und
Rechtsprechung im Detail bei der grunds�tzlich vorgeschrie-
benen Gew�hrung von sprachlichen Verst�ndnishilfen ver-
halten. Nur schrittweise wurde das Recht auf �bersetzung
auf alle erforderlichen Verfahrenselemente erweitert und
durch die hier vom BGH viel zitierte Richtlinie 2010/64/EU
durch Umsetzung in den erg�nzten § 187 GVG auch gesetz-
lich fixiert.1 Es ist kaum verwunderlich, dass auch diese Fas-
sung weitere Fragen aufwirft, die der BGH in dem vorliegen-
den Beschluss mit beachtlichem Aufwand zu beantworten
sucht.

II. Zum Inhalt der Entscheidung. 1. Zun�chst war die Frage
zu beantworten, ob es einen Rechtsbehelf gegen einen die
�bersetzung ablehnenden Beschluss des Senatsvorsitzenden
am BGH gibt. Richtig bejaht dies der BGH. Er beruft sich
auf die hohe Bedeutung der �bersetzungsleistungen f�r ein
faires Verfahren insbesondere in Hinblick auf das Rechts-
staatsprinzip und den Justizgew�hrungsanspruch. Hieraus
folge die Pflicht, im Falle eines ablehnenden Bescheids die
M�glichkeit einer �berpr�fung zu gew�hren, obwohl weder
GVG noch StPO dies ausdr�cklich tun. Vielmehr schließt
der § 304 Abs. 4 S. 1 StPO grunds�tzlich die Beschwerde
gegen Entscheidungen des BGH als Revisionsgericht aus,
was aber wegen der Wichtigkeit der erw�hnten Prinzipien
im vorliegenden Fall irrelevant sei.

Das f�hrt sogleich zu der weiteren Frage, wer denn eine sol-
che �berpr�fung wahrnehmen soll. In Ermangelung einer
�ber dem BGH platzierten h�heren Instanz, greift der BGH
auf § 238 StPO zur�ck und begr�ndet gegen den Beschluss
des Vorsitzenden eine Entscheidungskompetenz des gesam-

ten Senats. Das ist ein rechtsstaatlich angemessenes, praktika-
bles und auch dogmatisch gut abgesichertes Ergebnis. Aller-
dings befremdet der diesem Ergebnis beigef�gte Kommentar,
es sei »eher untunlich« der Staatsanwaltschaft eine derartige
Kompetenz zuzuerkennen. Richtig ist vielmehr, dass so etwas
dem gesamten System des verfassungskonformen Prozess-
rechts widersprechen w�rde, in welchem richterliche Ent-
scheidungen nur durch prozessual vorgesehene weitere Rich-
terentscheide korrigiert werden k�nnen. Auch ein Bezug auf
die Kompetenz der Staatsanwaltschaft als Vollstreckungsbe-
h�rde kann eine solche Bemerkung nicht rechtfertigen, da
die Korrektur einer richterlichen Entscheidung zu keinem
Zeitpunkt, also auch nicht im Vollstreckungsverfahren, von
der Staatsanwaltschaft vorgenommen werden kann.

2. Der zweite Teil der Entscheidung befasst sich mit der Fra-
ge, ob die Beschr�nkung der �bersetzungspflicht auf nicht
rechtskr�ftige Urteile in § 187 Abs. 2 S.1 GVG europarecht-
lich und verfassungsrechtlich zul�ssig ist. Die Richtlinie
2010/64/EU, Art. 3 Abs. 1 S. 2 spricht, wie bereits erw�hnt,
in der Tat von »jeglichen Urteilen« (any judgement), die zu
�bersetzen seien. Um diese umfassende Formulierung im
Rahmen einer teleologischen Reduktion mit § 187 Abs. 2
S. 1 GVG kompatibel zu machen, f�hrt der BGH im We-
sentlichen zwei Argumente an.Die Ansicht des deutschen
Gesetzgebers zur Begr�ndung der Neufassung des § 187
GVG, welche vom BGH �bernommen wird und darauf ver-
weist, dass die vollst�ndige �bersetzung aller Urteile »dem
deutschen Recht und der deutschen Rechtspraxis fremd« sei
(Nr. 18), ist letztlich kein Argument, sondern eine schlichte
Behauptung, die im �brigen dazu geeignet w�re jegliche Ab-
weichung deutschen Rechts vom Unionsrecht zu rechtferti-
gen.

Schwerer wiegt hingegen der zutreffende Verweis auf den
Sinn der Richtlinie, der die f�r die Verteidigung hinreichen-
de Information des Beschuldigten in allen Verfahrensstadien
und damit ein faires Verfahren im Sinne von Art. 6 Abs. 1
EMRK, Art. 48 Abs. 3 GRC garantieren will. Das rechtskr�f-
tige Urteil ist im regul�ren Rechtsmittelzug nicht mehr an-
fechtbar, weshalb keine Verteidigung mehr m�glich ist, die
sich auf weitere Informationen aus dem Urteil st�tzen k�nn-
te. F�r dieses Verst�ndnis spricht auch Art. 1 Abs. 2 der
Richtlinie, der das Recht auf Dolmetscherleistung nur bis
zum Abschluss des Verfahrens gew�hrt. Das Verfahrensende
wird dort definiert als Situation, in der »die endg�ltige Kl�-
rung der Frage ob sie (scil. die Beschuldigten) die Straftat
begangen haben, gegebenenfalls einschließlich der Festle-
gung des Strafmaßes und der abschließenden Entscheidung
in einem Rechtsmittelverfahren« erfolgt ist. Dies beschreibt
in der Tat ein rechtskr�ftiges Urteil, wodurch, wie der BGH
richtig schließt, die Formulierung »jegliches Urteil« in Art. 3
Abs. 2 der Richtlinie relativiert und auf nicht rechtskr�ftige
Urteile begrenzt wird.

Ber�cksichtigt man hingegen die M�glichkeiten das Verfah-
ren wieder aufzunehmen, §§ 359 ff. StPO, sowie das BVerfG
bzw. den EuGH oder den EGMR im Nachhinein anzurufen,
k�nnte die obige Argumentation zweifelhaft werden, weil in
diesen Verfahren insbesondere auch Informationen aus dem
rechtskr�ftigen Urteil von Bedeutung sein k�nnen.

1 Vgl. zur Entwicklung K�hne, Strafprozessrecht, 9. Aufl. 2015 Rn. 731.
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Unabh�ngig davon, ob – wie der BGH meint – ein unions-
rechtlich gepr�gtes Verst�ndnis �ber den Begriff der Rechts-
kraft besteht (Nr. 30),2 ist in diesem Zusammenhang allein
Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie bedeutsam, der die Grenzen der
�bersetzungspflichten definiert. Diese insoweit eindeutige
Formulierung beschreibt, wie oben bereits dargelegt, das,
was im deutschen Strafverfahrensrecht als rechtskr�ftiges Ur-
teil bezeichnet wird. Insoweit erscheint die entsprechende
Einschr�nkung der �bersetzungspflicht des § 187 Abs. 2
S. 1 GVG als richtlinienkonform.

Verfassungsrechtlich ist dieses Ergebnis ebenfalls nicht zu be-
anstanden, da das BVerfG schon 1983 entschieden hat, dass
sich weder aus Art. 103 Abs. 1 GG noch aus dem Rechts-
staatsprinzip oder dem Gleichheitsprinzip gem. Art. 3 Abs. 3
GG ein Anspruch des von einem Rechtsanwalt vertretenen
Angeklagten bestehe, das Taturteil zum Zwecke der Revisi-
onsbegr�ndung in schriftlicher �bersetzung zu erhalten.3

Erst Recht wird dies demgem�ß f�r ein rechtskr�ftiges Urteil
gelten m�ssen.

Gleichwohl ist es hilfreich und richtig, wenn der BGH darauf
hinweist, dass § 187 Abs. 2 S. 1 GVG lediglich die Pflicht zur
�bersetzung rechtskr�ftiger Urteile verneint, die M�glichkeit,
eine solche �bersetzung dennoch anzuordnen, aber keines-
wegs ausschließt. Insofern wird deutlich, dass ein Antrag auf
schriftliche �bersetzung des rechtskr�ftigen Urteils nicht al-
lein mit dem Hinweis auf § 187 Abs. 2 S. 1 GVG abgelehnt
werden kann, sondern einer Begr�ndung im Einzelfall be-
darf.

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Heiner K�hne, Trier.

�berschreiten der Urteilsabsetzungsfrist;
H�rteausgleich f�r im EU-Ausland
verh�ngte Strafen

StPO §§ 275 Abs. 1 S. 4, 338 Nr. 7; StGB § 55

1. Weder eine (auch erhebliche) Belastung der Richter mit
anderen Dienstgesch�ften noch andere Gr�nde, die sich
aus der gerichtsinternen Organisation ergeben, stellen
unvorhersehbare unabwendbare Umst�nde i.S.d. § 275
Abs. 1 S. 4 StPO dar, die eine Frist�berschreitung bei der
Absetzung des Urteils rechtfertigen k�nnen.

2. Fr�here, in einem anderen EU-Mitgliedstaat ergangene
Verurteilungen sind in gleichem Maße bei der Strafzu-
messung zu ber�cksichtigen wie nach innerstaatlichem
Recht im Inland erfolgte fr�here Verurteilungen (EuGH
ABl. EU 2017 Nr. C 392, 9). Sollte danach eine angemes-
sene Ber�cksichtigung des Gesamtstraf�bels bei der Bil-
dung einer Gesamtstrafe nicht m�glich sein, so w�re das
Gesamtstraf�bel bereits bei der Bemessung der Einzel-
strafen zu ber�cksichtigen.

BGH, Beschl. v. 18.12.2018 – 1 StR 508/18 (LG Weiden i.d.OPf.)

Aus den Gr�nden: [1] Das LG hat den Angekl. wegen schwerer
r�uberischer Erpressung, schweren Raubes und versuchter schwerer
r�uberischer Erpressung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 11 J.
verurteilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen.

[2] I. Die hiergegen gerichtete, auf die R�ge der Verletzung formel-
len und materiellen Rechts gest�tzte, Revision hat mit der Verfah-
rensr�ge gem. § 275 Abs. 1, § 338 Nr. 7 StPO Erfolg.

[3] Die Revision beanstandet zu Recht, dass das am 16.05.2018 am
vierten Hauptverhandlungstag verk�ndete Urt. erst am 05.07.2018
– und damit nach Ablauf der Urteilsabsetzungsfrist am
04.07.2018 – zu den Akten gebracht wurde.

[4] An der Einhaltung der nach § 275 Abs. 1 S. 2 StPO gel-
tenden Frist von sieben Wochen nach der Urteilsverk�ndung
war das LG nicht durch einen unvorhersehbaren und unab-
wendbaren Umstand i.S.d. § 275 Abs. 1 S. 4 StPO gehin-
dert. Ein solcher Umstand liegt insbes. nicht darin, dass das
Urt., wie sich aus der dienstlichen Erkl�rung des Berichter-
statters v. 16.08.2018 ergibt, am 04.07.2018 wegen erhebli-
cher anderweitiger dienstlicher Belastung des Berichterstat-
ters und wegen Verz�gerungen bei der Verschriftung seines
Diktates noch nicht fertiggestellt und unterschrieben war.
Denn weder eine (auch erhebliche) Belastung der Richter
mit anderen Dienstgesch�ften noch andere Gr�nde, die
sich aus der gerichtsinternen Organisation ergeben, stellen
– von hier nicht vorliegenden Ausnahmef�llen abgesehen –
unvorhersehbare unabwendbare Umst�nde i.S.d. § 275
Abs. 1 S. 4 StPO dar, die eine Frist�berschreitung rechtferti-
gen k�nnen (vgl. BGH, Urt. v. 09.04.2003 – 2 StR 513/02,
NStZ 2003, 564 f. und v. 12.12.1991 – 4 StR 436/91,
NStZ 1992, 398 [399] [= StV 1992, 98] jew. m.w.N.; Be-
schl. v. 26.07.2007 – 1 StR 368/07, NStZ 2008, 55 [= StV
2007, 625 [Ls]]).

[5] Der aufgezeigte Mangel, der einen absoluten Revisions-
grund bildet, f�hrt nach gesetzlicher Wertung zur Aufhe-
bung des Urt. (vgl. BGH, Beschl. v. 26.07.2007 – 1 StR
368/07, NStZ 2008, 55 m.w.N.), so dass es auf das weitere
Vorbringen der Revision nicht mehr ankommt.

[6] II. F�r die neue Hauptverhandlung weist der Senat da-
rauf hin, dass im Falle einer Verurteilung das Gesamtstraf-
�bel genauer in den Blick zu nehmen sein wird, dass der
Angekl. durch die drohende Vollstreckung der in Tsche-
chien (6 J.) und in �sterreich (1 M.) verh�ngten Freiheits-
strafen zu erwarten hat (vgl. BGH, Beschl. v. 24.06.2017
– 1 StR 670/16, StraFo 2017, 375 m.w.N.[= StV 2018,
561] und v. 26.03.2014 – 2 StR 202/13, Rn. 15 m.w.N.[=
StV 2015, 353]). W�ren diese Verurteilungen durch deut-
sche Gerichte ergangen, w�re eine Einbeziehung der Stra-
fen nach § 55 StGB m�glich und geboten gewesen. Bei der
Bemessung der hiernach zu bildenden Gesamtfreiheitsstrafe
w�re das nach § 54 Abs. 2 S. 2 StGB zul�ssige H�chstmaß
von 15 J. zu beachten gewesen. Unter Ber�cksichtigung der
Rspr. des EuGH (Urt. v. 21.09.2017 – C-171/16, Rn. 26
[= NJW-Spezial 2017, 728; vgl. Stotz ZIS 2018, 443])
kann im Erg. nicht anderes gelten, wenn es um fr�here
ber�cksichtigungsf�hige Verurteilungen des Angekl. in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der EU geht. Denn hiernach
haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass fr�here in
einem anderen Mitgliedstaat ergangene Verurteilungen in
gleichem Maße bei der Strafzumessung ber�cksichtigt wer-
den wie nach innerstaatlichem Recht im Inland erfolgte

2 Das zeigt sich insbesondere bei der Auslegung des unionsrechtlichen Art. 54
SD�, bei dem das Verbot des ne bis in idem deutlich Probleme unterschiedli-
chen Rechtskraftverst�ndnisses aufwirft, vgl. etwa Stein, Zum europ�ischen ne
bis in idem nach Art. 54 SD�, 2004; Hußung, Der Tatbegriff im Art. 54 SD�,
2011.

3 BVerfGE 64, 135.
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